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Beschlussvorlage 
Vpl/012/2022 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Verkehrsausschuss 17.03.2022 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Mehr Verkehrssicherheit: Aufstockung des Personals für den ZV KVÜ 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen vom 28.04.2021 
 
Anlagen: 

Antrag Bündnis 90/Die Grünen vom 28.04.2021 
Entscheidungsvorlage 
Übersichtsplan der vorgeschlagenen Erweiterung der Zuständigkeitsgebiete des ZV KVÜ 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Die Stadtratsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen bittet im Antrag vom 28.04.2021 um eine 
deutliche Aufstockung der Stellen beim Zweckverband Kommunale Verkehrsüberwachung (ZV-
KVÜ), geeignete Maßnahmen zur Akquise von Personal und die Ausweitung der räumlichen 
und zeitlichen Zuständigkeiten in der Überwachung des ruhenden Verkehrs.  
 
Im Mobilitätsbeschluss vom 27.01.2021 sind als wichtigste Ziele die Gewährleistung der 
Verkehrssicherheit, die Förderung insbesondere von ÖPNV, Rad- und Fußverkehr sowie die 
Steigerung der Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum genannt. Zur Freihaltung von 
Sichtbeziehungen, Kreuzungsbereichen, Rad- und Fußverkehrsinfrastrukturen sind verstärkte 
Kontrollen notwendig. 
 
Es wird vorgeschlagen, das Personal des ZV-KVÜ um zehn weitere Vollzeitstellen zur 
flächendeckenden Verbesserung der Verkehrsüberwachung aufzustocken. Darüber hinaus 
wird vorgeschlagen, die Zuständigkeiten des ZV-KVÜ auf die Gebiete Nibelungenviertel und 
südliches Hummelstein auszuweiten.  
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Aufgrund des Kostendeckungsgrades von über 100% werden Mehreinnahmen in noch 
unbekannter Höhe aus der Verdichtung der Überwachung des ruhenden Verkehrs und der 
Anhebung der Bußgeldsätze erwartet. Diese werden nach Abzug der Aufwendungen vom 
ZV-KVÜ an die Stadt Nürnberg abgeführt.  

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Die Abstimmung über die Personalkapazitäten erfolgt durch den ZV-KVÜ mit 
DIP - der Stellenplan der Stadt Nürnberg ist nicht betroffen.  

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Die konsequente Überwachung des ruhenden Verkehrs unterstützt die 

schwächeren Verkehrsteilnehmenden.  

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   ZV KVÜ 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadt Nürnberg beauftragt den Zweckverband Kommunale Verkehrsüberwachung im 
Großraum Nürnberg, die Polizei bei der Überwachung der Parkregelungen  
 
- im Nibelungenviertel und 
- in Hummelstein südöstlich der Sperberstraße 
 
zu unterstützen und dies mit dem Polizeipräsidium Mittelfranken ggfs. unter Modifizierung der 
Vereinbarung abzustimmen. Um die zusätzlichen Aufgaben bewältigen und auch um die 
Erreichung der Ziele des Mobilitätsbeschlusses vom 27.01.2021 gewährleisten zu können, 
sollen zehn weitere Stellen beim ZV-KVÜ geschaffen werden. 
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